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Zur Bedeutung der Kommunalpolitik für die Bürgerbeteiligung 
Moritz Johannes Brunn 

Was macht die Kommunalpolitik zu einem wichtigen Zukunftsthema der Bürgerbetei-
ligung? 
Das Vorankommen beim Thema Bürgerbeteiligung wurde in der Vergangenheit wesentlich durch vielfältige 

Prozesse einer Professionalisierung unterstützt: Differenzierte Methoden wurden entwickelt (vgl. u.a. Stiftung 

Mitarbeit & ÖGUT 2018; zur Auswahl von Verfahren siehe Fuhrmann und Brunn 2005), in der Praxis finden sich 

vielfältige Anwendungen (1), professionelle Anbieter (2) offerieren ihre Dienstleistungen und die Wirkung bzw. 

Wirkungsanalyse von Bürgerbeteiligung wird untersucht (vgl. u.a. Goldschmidt 2014; Schröder 2013) (3). 

Die Möglichkeiten Bürgerbeteiligung durch Professionalisierung weiter voranzubringen erschöpfen sich jedoch, 

wenn nicht gleichzeitig eine Steigerung des Einflusses von Bürgerbeteiligung angestrebt wird. Will man den 

Einfluss von Bürgerbeteiligung vergrößern, dann führt an der Berücksichtigung der Politik in den Überlegungen 

und Handlungen der Engagierten für Bürgerbeteiligung kein Weg vorbei. Insbesondere dann nicht, wenn mit 

Bürgerbeteiligung diejenige Form von Beteiligung gemeint ist, bei der Menschen Einfluss auf die Entschei-

dungsprozesse in Politik und Verwaltung ihrer Kommune nehmen (können) (vgl. das Schema zum Konzept der 

politischen Partizipation von van Deth 2016, S. 8) (4). 

Wo wird in Deutschland über die Verwendung öffentlicher Mittel entschieden bzw. wo werden die rechtsver-

bindlichen Beschlüsse gefasst? Auf Ebene der Gemeinden sind das die Gemeinderäte, die wiederum in das Feld 

der Kommunalpolitik eingebettet sind. Gleichzeitig muss allerdings betont werden, dass die Akteure der Ge-

meinde- und Stadtentwicklung vielfältig sind: Auch Privatleute, Grundstücksbesitzer/innen und Unternehmen 

entwickeln Gemeinden und Städte (Fuhrmann und Brunn 2016, S. 75---76; Selle 2013, S. 77---81). 

Dieser Beitrag arbeitet die Bedeutung der Kommunalpolitik für die Bürgerbeteiligung heraus und stellt Befunde 

vor, die für die Betrachtung des Verhältnisses von Kommunalpolitik und Bürgerbeteiligung wichtig sind: 1. 

Kommunalpolitik ist nicht nur ein Zukunftsthema für die Bürgerbeteiligung, sondern es besteht eine wechsel-

seitige Ergänzung zwischen ihnen. 2. Warum ist Beteiligung für die Kommunalpolitik wichtig? 3. Wer verbirgt 

sich hinter dem Begriff der Kommunalpolitik? 4. Welche Unterschiede zwischen Bürgerbeteiligung und Kom-

munalpolitik gibt es zu beachten? 5. Fazit: Offene Fragen und Lehren für die Leitlinien/Satzungen zur Bürgerbe-

teiligung.  

1. Bürgerbeteiligung und Kommunalpolitik: Ein wechselseitiges Verhältnis 
Eine These des Netzwerktreffens 2018 des Netzwerks Bürgerbeteiligung hieß: Die Rolle der Kommunalpolitik in 

der Bürgerbeteiligung ist ein wichtiges Zukunftsthema (5). Dem kann nur zugestimmt werden. Wird die Kom-

munalpolitik in Vorhaben und Prozessen mit Bürgerbeteiligung ausgeblendet, dann wird diejenige Arena in 
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Städten und Gemeinden ausgeklammert, in der die verbindlichen Entscheidungen --- beispielsweise zu Haus-

halt, Baurecht und Planung --- getroffen werden. Die Einflussmöglichkeiten von Bürgerbeteiligung wären von 

Vornherein beschränkt oder gar nicht vorhanden. 

Selbstverständlich kann auch ein Beteiligungsprozess ohne politischen Einfluss demokratiefördernde Wirkun-

gen bei den Teilnehmer/innen entfalten --- Toleranz kann gefördert, Sozialkapital aufgebaut und Meinungen 

fundierter werden (Neunecker 2016, S. 282). Ob Teilnehmer/innen in Beteiligungsprozessen allerdings begeis-

terte Anhänger der Bürgerbeteiligung werden, wenn die Prozesse folgenlos sind, muss bezweifelt werden (Ges-

senharter 2012, S. 238; Lange 2018, S. 1). Vermutlich nehmen diese Menschen an keinem weiteren Bürgerbeteili-

gungsverfahren teil oder sind zumindest deutlich skeptischer was ihre Mitarbeit bei weiteren Beteiligungsan-

geboten angeht. Ihr Wunsch gehört zu werden und mitzureden wurde enttäuscht. Einfluss auf Entscheidungen 

in Politik und Verwaltung zu erzielen muss daher primäres Ziel von Bürgerbeteiligung sein bzw. von Seiten der 

Verantwortlichen in Politik und Verwaltung zugelassen werden.  

Die Wichtigkeit der Kommunalpolitik als Zukunftsthema für eine politisch wirksame Bürgerbeteiligung wird 

auch durch einen Blick auf die Bedeutung von direkter und dialogischer Demokratie (6) deutlich. Es wird unten 

gezeigt, dass man sich hinsichtlich ihrer Verbreitung und des Einflusses beider Beteiligungsformen auf die Ge-

staltung in den Kommunen keinen Illusionen hingeben sollte (zur Anwendungshäufigkeit vgl. auch Roth 2017, 

S. 72---73). Allerdings wird zurecht darauf hingewiesen, dass die verschiedenen demokratischen Beteiligungsver-

fahren auch in ein Zusammenspiel gebracht oder gekoppelt werden können (für eine Übersicht siehe Allianz 

Vielfältige Demokratie 2018; Cheneval und el-Wakil 2018 leiten eine Diskussion des Institutionendesigns von 

Referenden ein) (7). Alleinstehend haben diese beiden Formen der Demokratie allerdings nur einen geringen 

bzw. gar keinen Einfluss, wie die beiden folgenden Abschnitte zeigen. 

Einfluss direkter Demokratie? 

In den Jahren von 1956 bis 2015 kam es in Deutschland nur zu insgesamt ca. 3.500 Bürgerentscheiden (Rehmet 

und Mittendorf 2016, S. 15). Stellt man die Anzahl der Bürgerentscheide der Zahl von ca. 11.000 Gemeinden ge-

genüber, wird deutlich, dass es rein rechnerisch überhaupt erst in ca. einem Drittel der Kommunen zu einem 

Bürgerentscheid gekommen ist --- und das über mehrere Jahrzehnte hinweg (8). Insofern stellt die repräsentati-

ve Kommunalpolitik auf Gemeindeebene die maßgebliche Arena für verbindliche Entscheidungen in den Kom-

munen dar. Bürgerbeteiligung, die bereits vor Umsetzung und Ausgestaltung von Entscheidungen Einfluss 

nehmen will, muss deshalb insbesondere die repräsentative Kommunalpolitik in den Blick nehmen. 

Hier könnte erwidert werden, dass eine Steigerung des Einflusses von Bürger/innen besser über eine häufigere 

Anwendung direktdemokratischer Verfahren zu erreichen wäre anstatt über den Umweg einer Vernetzung von 

Kommunalpolitik und Bürgerbeteiligung. Vermutlich wird sich zeigen, dass diese Frage je nach Kommune un-

terschiedlich beantwortet wird. Wo es Gemeinderäte gibt, die offen für Bürgerbeteiligung sind, kann ein Bür-

gerentscheid unnötig sein und andersherum. Ob allerdings die Zuspitzung vieler Sachverhalte auf eine mit »Ja« 
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oder »Nein« zu beantwortende Frage dabei hilft, dass Menschen sich von der Politik berücksichtigt fühlen, darf 

mit Skepsis gesehen werden. 

Einfluss deliberativer oder kooperativer Demokratie? 

Nicht nur ein Blick auf die bisher geringe Verbreitung von direktdemokratischen Verfahren kann als Argument 

für die Bedeutung der Kommunalpolitik als Zukunftsthema der Bürgerbeteiligung betrachtet werden. Auch ein 

Blick auf die Verfahren der kooperativen Demokratie (nicht gesetzlich vorgeschrieben oder verankert) zeigt, wie 

wichtig es ist, die Kommunalpolitik zu berücksichtigen. Beispielsweise können Bürgerhaushalte sicherlich viele 

gute Wirkungen entfalten. Allerdings sind auch Bürgerhaushalte bisher kaum verbreitet: Für 2015 wurden 71 

Bürgerhaushaltsverfahren in ganz Deutschland gezählt (Ermert et al. 2015, S. 6) (9). Hinzu kommt der geringe 

oder unverbindliche Einfluss vieler Verfahren. So ist die Mehrzahl der Verfahren vorschlagsbasiert ohne Ent-

scheidungsrechte für die Bürger/innen. Nur bei einem kleinen Teil dieser Verfahren erfolgt zudem eine detail-

lierte Rechenschaft zu den Vorschlägen oder gar ein Monitoring (Ermert et al. 2015, S. 17). Von einem wirksamen 

Einfluss der Bürgerhaushalte zu sprechen, muss auf Basis dieser Betrachtungen schwerfallen, auch wenn ein-

zelne gute Beispiele existieren (10). 

Vielfältige Demokratie? 

Die verschiedenen Demokratie- oder Beteiligungsformen werden seit einigen Jahren unter der Klammer des 

Begriffs einer vielfältigen Demokratie zusammengefasst (Allianz Vielfältige Demokratie 2018, S. 6; Bertelsmann 

Stiftung 2014, S. 12; Roth 2017, S. 74---75). Hierbei werden die verschiedenen Beteiligungsformen häufig als drei 

gleichstarke Säulen dargestellt, die die vielfältige Demokratie tragen (11): Neben den repräsentativen Formen 

der Beteiligung oder vielleicht besser der Beteiligung in der repräsentativ organisierten Demokratie in Deutsch-

land sind dies direktdemokratische sowie dialogorientierte, deliberative Formen der Demokratie. 

Als Darstellung dreier unterschiedlicher Funktionslogiken demokratischer Beteiligung, die eine vielfältige De-

mokratie ausmachen, eignet sich das Säulenmodell sehr gut (Allianz Vielfältige Demokratie 2017, S. 6). Man 

sollte sich jedoch anhand dieser Darstellung nicht täuschen lassen: Hinsichtlich der Verbreitung und des Ein-

flusses ist die Säule der repräsentativen Demokratie mit deutlichem Abstand zu den anderen beiden Säulen am 

breitesten. Das gilt auch für die kommunale Ebene, wobei für manche Stadt mit mehreren durchgeführten 

Bürgerbegehren und -entscheiden bereits eine deutlich ausgeprägtere direktdemokratische Säule vorhanden 

wäre (Rehmet und Mittendorf 2016, S. 18). Zur Quantifizierung dialogischer Beteiligungsverfahren liegen für 

Deutschland (Gohl 2011, S. 94) und international leider keine Zahlen vor (Fung 2015, S. 2). Für größere deutsche 

Städte hat das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) eine postalische Befragung durchgeführt, die u.a. zeigte, 

dass Verfahren zur Information sehr viel häufiger eingesetzt wurden als Verfahren zur Mitentscheidung 

(Landua et al. 2013, S. 13). 

Komplementarität von Kommunalpolitik und Bürgerbeteiligung 

Schon lange wird über das Verhältnis von repräsentativer (Kommunal-)Politik und Bürgerbeteiligung diskutiert 

(vgl. u.a. Kestler 2011; Kielmansegg 2016; Kleger 2018; Knemeyer 1997; Nullmeier 2015; Thaa 2012). Kielmansegg 
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(2016, S. 12---13) betrachtet das Verhältnis zwischen Repräsentation und Partizipation als komplementär, d.h. 

widersprüchlich oder ausschließend und sich zugleich wechselseitig ergänzend. Seine Ausführungen sind auch 

für die kommunale Ebene relevant, weil Kommunalpolitik überwiegend repräsentativ verfasst ist. Die Komple-

mentarität sei dabei aber nicht unmittelbar einsichtig. Wodurch entsteht sie? Die Brücke zwischen Partizipation 

und Repräsentation (ein Einzelner oder eine Gruppe handeln für eine politische Einheit) entsteht laut Kielman-

segg über das Konzept der Demokratie: Ein politischer Prozess, der demokratisch sein soll, setzt die Freiheit der 

Bürger/innen voraus. Denn nur auf Basis der Freiheit der Bürger/innen seien politische Interventionen von Sei-

ten der Bürger/innen denkbar, die einen politischen Prozess demokratisch machen. Aus diesem Grund ist ein 

repräsentativ organisierter politischer Prozess, der sich als demokratisch legitimiert, auf die Partizipation der 

Bürger/innen angewiesen bzw. muss Interventionen aus der Bürgerschaft mindestens ermöglichen, wenn nicht 

sogar fördern, um seine Legitimation zu erhalten.  

Das wechselseitige Verhältnis bedeutet aber nicht nur, dass eine demokratische Repräsentation auf Partizipati-

on angewiesen ist, sondern auch, dass Repräsentation eine Voraussetzung für demokratische Partizipation ist. 

Diese Perspektive kann beim z.T. berechtigten Frust von Bürger/innen und Beteiligungsexpert/innen über die 

repräsentative Politik aus dem Blick geraten. Partizipation in Großgesellschaften ist ohne Repräsentation nicht 

möglich. Eine Erklärung hierfür lautet, dass erst durch die Lücke (im Englischen »gap«) zwischen Repräsentier-

ten und Repräsentanten, politisch überhaupt etwas sichtbar wird (Näsström 2006, S. 326). Gäbe es keine Men-

schen oder Gruppen, die politisch für oder gegen etwas stehen würden, dann könne nicht sichtbar werden, was 

politisch zur Entscheidung steht. 

Das gilt im Übrigen auch für direkte und dialogische Beteiligung: Gäbe es keine Personen, die z.B. ein Bürgerbe-

gehren anstreben, dieses formulieren und dafür werben würden, könnte nicht sichtbar werden, was durch ei-

nen Bürgerentscheid politisch entschieden werden soll. Hinsichtlich dialogischer Beteiligung ließe sich fragen, 

worauf sich ihre Ergebnisse denn überhaupt richten bzw. wen oder was sie beeinflussen könnten, wenn es 

keinen organisierten Prozess von Politik gäbe. Die Kommunalpolitik sollte also nicht nur ein wichtiges Zukunfts-

thema für diejenigen sein, die sich für Bürgerbeteiligung einsetzen, diese organisieren und daran teilnehmen. 

Auch für eine Kommunalpolitik, die sich als demokratisch versteht, muss Bürgerbeteiligung ein wichtiges The-

ma sein. Für eine nach republikanischen Prinzipien verfasste freiheitliche Demokratie muss aber folgendes Or-

ganisationsprinzip gelten: Es sei so viel Partizipation wie möglich und so viel Repräsentation wie nötig umzu-

setzen und nicht umgekehrt (Maihofer 1994, Rn. 84) (12).    

Gerade in einer komplementären Betrachtung von Kommunalpolitik und Bürgerbeteiligung liegt vielleicht der 

Schlüssel, Bürgerbeteiligung auf kommunaler Ebene voranzubringen. Wichtig ist jedoch, dass die Komplemen-

tarität zwischen repräsentativer Kommunalpolitik und Bürgerbeteiligung immer spannungsreich ist. Die Reprä-

sentanten kommen trotz Austausch und Dialog mit den Bürger/innen irgendwann an den Punkt, dass sie ent-

scheiden müssen --- selbst der Beschluss zur Durchführung eines Ratsreferendums bedarf ihrer Entscheidung 

(vgl. Kielmansegg 2016, S. 13---16). 
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2. Bedeutung der Bürgerbeteiligung für die Kommunalpolitik 
Im vorherigen Abschnitt wurde aus konzeptionellen Überlegungen ein Argument abgeleitet, dass sich reprä-

sentative Kommunalpolitik und Bürgerbeteiligung wechselseitig als wichtige (Zukunfts-)Themen betrachten 

sollten. Allerdings sprechen auch einige praktische Argumente dafür, dass sich die Kommunalpolitiker/innen 

dem Thema Bürgerbeteiligung weiter öffnen sollten. Zum Beispiel liegt die Wahlbeteiligung bei Kommunal-

wahlen im Durchschnitt deutlich niedriger als bei Landtags- und Bundestagswahlen (Deutscher Bundestag 

2015, S. 4; Korte 2017; Renner 2018, S. 3). Das muss noch kein Zeichen einer geringen Legitimität der Repräsen-

tanten auf kommunaler Ebene sein, aber Wahlbeteiligungen unterhalb von 50%, die durchaus auf kommunaler 

Ebene vorkommen, sind als problematisch anzusehen (Merkel 2014, S. 34).  

Wissenschaftlich konnte zudem gezeigt werden, dass es den sog. »engagierten Nichtwähler« nicht gibt. Das 

heißt, es ist nicht so, dass Menschen zwar nicht zur Wahl gehen, sich aber dafür über andere Kanäle beteiligen 

(Steinbrecher 2009, S. 290). Nichtwähler beteiligen sich generell weniger und sind damit vermutlich auch 

schwerer von Seiten der Kommunalpolitik zu aktivieren, wenn es darum geht, lokale Gemeinschaft zu entwi-

ckeln und zu tragen. 

Hier muss jedoch auch eine Warnung ausgesprochen werden. Zwar ist es möglich ein Repräsentationsdefizit 

der Kommunalpolitik --- ohne hier weiter ins Detail zu gehen --- durch erweiterte Möglichkeiten zur freiwilligen 

Bürgerbeteiligung zu mindern. Ob es gänzlich aufgehoben werden kann, muss aber bezweifelt werden, denn 

Wahlen stellen die egalitärste (13) Beteiligungsform dar (Schäfer und Schoen 2013, S. 100). Heißt das nun, sich 

mit geringen Wahlbeteiligungen auf kommunaler Ebene abfinden zu müssen? Nein, keinesfalls, denn ernst 

gemeinte und gut umgesetzte Bürgerbeteiligung kann einen aktivierenden Impuls für die lokalen Gemein-

schaften entfalten. 

3. Kommunalpolitik: Was heißt das überhaupt? 
Von Seiten der Bürgerbeteiligungsengagierten --- den Autor eingeschlossen --- ist unter Umständen nicht immer 

klar, was oder wer mit dem Begriff der Kommunalpolitik gemeint ist und welchen Handlungslogiken unterlie-

gend sich die Repräsentanten wahrnehmen. Vielfach werden in Beteiligungsverfahren einzelne Ratsmitglieder 

einbezogen. Oliveira (2017) betrachtet das folgendermaßen: Politiker/innen kommen zu den Veranstaltungen, 

bekunden großen Willen, indem sie mit Bürger/innen sprechen, Fragen beantworten und ihre Positionen erklä-

ren. Dieses niedrige, wenig intensive Engagement von Politiker/innen zu erhalten, ist aus Oliveiras Sicht leicht. 

Aber dieses Engagement erfolge individuell. Die Politiker/innen beziehen weder ihre Parteien ein, noch bringen 

sie Ideen von Bürger/innen in den Entscheidungsprozess ein. Selbst dann nicht, wenn diese Beiträge mit höchs-

ter Plausibilität und Unabhängigkeit zustande gekommen sind.  

Sicherlich handeln keinesfalls alle Kommunalpolitiker/innen nach diesem Muster. Interessant ist aber die Frage, 

wie das von Oliveira geschilderte Verhalten erklärt werden kann. Petersen (2010, 170---172, 177) arbeitet heraus, 

dass Parteien und Fraktionen zentrale Bezugspunkte für Ratsmitglieder sind. Den Fraktionen komme dabei für 

die Ratsmitglieder eine noch höhere Bedeutung als den Parteien zu. Sie sind von größerer Bedeutung als einzel-
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ne Beteiligungsverfahren. Mit wem arbeitet ein einzelnes Ratsmitglied denn über die Dauer einer Legislaturpe-

riode konstant zusammen? Mit den Mitgliedern seiner/ihrer Fraktion und nicht mit den Bürger/innen einzelner 

Beteiligungsverfahren. Es lässt sich die Frage anschließen, in welchem kommunalen Beteiligungsmodell neben 

einzelnen Ratsmitgliedern auch die Fraktionen institutionell in Beteiligungsverfahren eingebunden sind. 

Neunecker (2016, S. 274) beschreibt zudem, dass sich einige Politiker/innen als ohnehin responsiv, d.h. in Über-

einstimmung mit den politischen Vorstellungen der Bürger/innen handelnd (Kersting 1997, S. 78), wahrneh-

men. Dadurch ist die Bereitschaft gehemmt, Ergebnisse aus konsultativen Beteiligungsverfahren in politische 

Entscheidungen zu übersetzen. Wo die Wünsche der Bevölkerung nach eigener Wahrnehmung erfüllt werden, 

ist eine zusätzliche Partizipation zu Wahlen überflüssig. Analysen haben zudem gezeigt, dass vielen von staatli-

chen Stellen gesponserten Beteiligungsverfahren die Annahme zugrunde liegt, dass es ein kognitives oder Ver-

trauens-Defizit auf Seiten der Öffentlichkeit gibt (Braun und Könninger 2018, S. 676) (14).  

Hinsichtlich des wahrgenommenen Einflusses der Parteien auf die Ratsmitglieder, fallen die Antworten je nach 

Bundesland unterschiedlich aus: In Baden-Württemberg wird der Einfluss lokaler Parteiorganisationen deutlich 

geringer eingeschätzt als in Hessen, dem Saarland und Schleswig-Holstein (Egner et al. 2013, S. 74). Spricht das 

nicht aus Sicht der Bürgerbeteiligungsengagierten sehr stark dafür, sich in bestimmten Bundesländern auch 

mit den lokalen Parteiorganisationen abseits von einzelnen Rats- oder Parteimitgliedern zu vernetzen?   

Zu guter Letzt darf nicht vergessen werden, dass Ratsmandate und Fraktionsvorsitz auf kommunaler Ebene 

grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt werden (Holtkamp 2014, S. 286). Je größer eine Kommune ist, desto grö-

ßer ist dabei auch der Arbeitsanfall gemessen an der Anzahl von Ratsvorlagen (Rudzio 2015, S. 374---375). Die 

verfügbare Zeit vieler Ratsmitglieder wird zusätzlich dadurch eingeschränkt, wenn Mandate auf unterschiedli-

chen Ebenen wahrgenommen werden (Patzelt 2012, S. 155). Hier muss man sich bei der Realisierung von Bür-

gerbeteiligung gut überlegen, wie die Einbeziehung von einzelnen Ratsmitgliedern in Beteiligungsverfahren 

überhaupt gelingen kann.  

4. Bürgerbeteiligung und Kommunalpolitik: Unterschiedlichkeit berücksichtigen! 
Die vorherigen Abschnitte bieten Einblicke in das Verhältnis von Kommunalpolitik und Bürgerbeteiligung. In 

diesem Abschnitt werden einige Unterschiede zwischen Bürgerbeteiligung und Kommunalpolitik herausgear-

beitet. Die Tabelle stellt dabei den Beginn einer ggf. wichtigen und hilfreichen Analyse dar. Sie ist keineswegs 

abgeschlossen.  

Wird aber die Frage der Vernetzung zwischen Bürgerbeteiligung und Kommunalpolitik als wichtiger Teil der 

Bearbeitung des Zukunftsthemas Kommunalpolitik angesehen, kann die Berücksichtigung der Unterschiede 

wesentlich sein.  
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Kommunalpolitik 

 

Bürgerbeteiligung 

Verfahren Die Verfahren, nach denen in der Kom-

munalpolitik gearbeitet wird, sind recht-

lich vorgegeben. Das dient u.a. dem wich-

tigen Prinzip der Rechtsstaatlichkeit. 

Dadurch besteht aber u.U. nur eine gerin-

ge Flexibilität, was das Andocken von Bür-

gerbeteiligungsverfahren erschwert. Die 

Arbeit der Räte ist zudem sehr an den 

Vorlagen der Verwaltung orientiert.   

Verfahren nicht gesetzlich vorgeschriebe-

ner Bürgerbeteiligung sind nicht definiert. 

Es gibt eine Vielzahl von Methoden aber 

für bestimmte Anlässe sind keine definier-

ten Verfahren vorgeschrieben. Auch Quali-

tätskriterien (15) guter Bürgerbeteiligung 

sind nicht gesetzlich vorgegeben. Verfah-

ren können variabel, spielerisch, offen, 

innovativ sein, d.h. es besteht eine hohe 

Flexibilität was aber auch negativ als Will-

kür betrachtet werden kann. Ggf. kommen 

dadurch von Seiten der Kommunalpolitik 

Zweifel an der Ernsthaftigkeit und Ver-

bindlichkeit dieser Verfahren auf. 

Personal Das Personal der Kommunalpolitik ist über 

die Dauer einer Wahlperiode vorwiegend 

konstant. An bestimmten Themen arbei-

ten z.T. seit einigen Wahlperioden die 

gleichen Personen. Zudem gibt es Hinwei-

se darauf, dass sich die Mitglieder von 

Gemeinderäten hinsichtlich ihrer Merk-

male (überwiegend männlich, mittleren 

Alters und der Mittelschicht zugehörig) 

deutlich von der Gesamtbevölkerung un-

terscheiden (Egner et al. 2013, S. 158).   

 

Auf Seiten der sich beteiligenden Bür-

ger/innen sind allgemeine Aussagen 

schwierig, z.T. sind einzelne Bürger/innen 

seit vielen Jahren zu einem bestimmten 

Thema aktiv. Andere beteiligen sich nur 

sporadisch. Immer noch viel zu häufig 

rekrutieren sich die Teilnehmer/innen an 

Beteiligungsverfahren selbst, was auf Sei-

ten der Kommunalpolitik eine gewisse 

Skepsis hinsichtlich der Repräsentativität 

der Ergebnisse hervorrufen kann (16).  

Ziele der Personen Mit Ausnahme der Grünen haben in einer 

Befragung von Egner et al. (2013, S. 79) alle 

anderen Parteigruppen die Ansiedlung 

von wirtschaftlichen Aktivitäten als wich-

tigstes Ziel genannt. 

Die Zielsetzungen auf Seiten der Bür-

ger/innen können sich von den Prioritäten 

der Ratsmitglieder/innen erheblich unter-

scheiden. Ggf. funktioniert die Vernetzung 

zwischen Kommunalpolitik und Bürgerbe-

teiligung dort besonders gut, wo sich die 
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Ziele ergänzen. 

Leitlinien für die 

Bürgerbeteiligung  

Die Ratsmitglieder vergangener Wahlpe-

rioden haben z.T. an der Erarbeitung von 

Leitlinien o.ä. teilgenommen und diese 

beschlossen. Wie stehen die Gemeinderä-

te sich anschließender Wahlperioden zu 

den von den Vorgängern beschlossenen 

Leitlinien? 

Auch auf Seiten der Bürger/innen gibt es 

ggf. Veränderungen. Wie erfahren neue 

Einwohner/innen einer Kommune von den 

in der Vergangenheit beschlossenen der 

Leitlinien; bzw. wie werden sie dafür be-

geistert? Bedürfen die Leitlinien und Sat-

zungen nicht einer ständigen Erneuerung 

ihres Rückhalts in der Bevölkerung? 

  

Rolle der Verwaltung        Wie wird die Rolle der Verwaltung in einer Kommune von Seiten der Kommunalpoli-

tik und der Bürger/innen gesehen? Bzw. in welchem Verhältnis sieht sich die Ver-

waltung gegenüber der Kommunalpolitik und den Bürger/innen? Von einer sog. tri-

alogischen Betrachtung unter Berücksichtigung der Verwaltung, der Politik und der 

Bürgerschaft, hängt das Gelingen von Bürgerbeteiligung maßgeblich ab (Klages 

2015, S. 5; Stadt Nürtingen 2013, S. 7). 

 
5. Fazit: Offene Fragen und Lehren für die Leitlinien & Satzungen zur  
Bürgerbeteiligung 
Dieser Beitrag hat Einblicke und Ergebnisse aus Studien aufgeführt, die helfen, das Zukunftsthema Kommunal-

politik von Seiten des Netzwerk Bürgerbeteiligung zu bearbeiten. Ein in diesem Zusammenhang wichtiger As-

pekt für das Netzwerk Bürgerbeteiligung ist der Austausch mit den Netzwerker/innen, die selbst politisch tätig 

sind. Mit ihnen sollte dringend die Zusammenarbeit gesucht werden. Denn anstatt weiter über die Kommunal-

politik zu reden, sollten wir besser mit ihren Vertreter/innen ins Gespräch kommen.  

Unter Berücksichtigung der obigen Ausführungen sollten diese Gespräche und Kontakte aber weniger zu ein-

zelnen Vertreter/innen sondern vor allem zu den größeren Organisationseinheiten der Kommunalpolitik wie 

Fraktionen und Parteienstrukturen gesucht werden. Gibt es beispielsweise Gemeinderäte, die ihre Unterstüt-

zung für Leitlinien zur Bürgerbeteiligung erneuern, wenn die Beschlüsse hierzu aus vergangenen Wahlperioden 

stammen? Hätte das überhaupt einen Nutzen? Wie werden die Fraktionen als wichtige Orte der Diskussion und 

Meinungsbildung für Kommunalpolitiker/innen in Prozesse der Bürgerbeteiligung einbezogen? Können Kom-

munalpolitiker/innen unter dem Gesichtspunkt ihrer endlichen zeitlichen Ressourcen überhaupt intensiv in 

Beteiligungsprozesse einbezogen werden oder kann/muss die Verwaltung nicht die Schnittstelle bilden? 
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Dass es Gesprächsbedarf zwischen den Engagierten für Bürgerbeteiligung und der Kommunalpolitik gibt, zeigt 

z.B. die erste Evaluation der Heidelberger Leitlinien für Bürgerbeteiligung. Zusammengefasst stehe die Kom-

munalpolitik der Bürgerbeteiligung ambivalent gegenüber (Stadt Heidelberg 2014, S. 10---11). Die Aufzählung von 

»neuralgischen Punkten«, deren Beachtung für eine gute Prozessgestaltung empfohlen wird, macht überdies 

deutlich, wie wichtig die Definition und Ausgestaltung der Schnittstellen zwischen Bürgerbeteiligung und 

Kommunalpolitik ist (Stadt Heidelberg 2014, S. 18---19). 

 

Anmerkungen 

Dieser Beitrag erschien zuerst im eNewsletter Netzwerk Bürgerbeteiligung 04/2018 vom 17.12.2018 

(1) Siehe zum Beispiel http://www.beteiligungskompass.org oder https://allianz-fuer-

beteiligung.de/fileadmin/Dokumente/Diskurspapiere/AfB-Methodenhandbuch_WEB.pdf (Abruf am 

05.10.2018). 

(2) Eine Liste professioneller Anbieter ist zu finden unter https://www.netzwerk-

buergerbeteiligung.de/professionelle-anbieter-der-buergerbeteiligung (Abruf am 01.10.2018).  

(3) Im Netzwerk Bürgerbeteiligung arbeitet ein Thementeam zur Wirkungsforschung: https://www.netzwerk-

buergerbeteiligung.de/informieren-mitmachen/thementeams/einzelansicht-

thementeams/article/wirkungsforschung-neu-denken (Abruf am 01.10.2018). 

(4) Bürgerbeteiligung sei aber heute nicht mehr nur auf die politische Partizipation an Entscheidungsprozessen 

begrenzt, sondern umfasst auch eine Beteiligung an wirtschaftlichen und kulturellen Fragen (Stock 2011, S. 14). 

(5) Vgl. https://www.netzwerk-buergerbeteiligung.de/fileadmin/Inhalte/PDF-

Dokumente/Netzwerktreffen_2018/doku/2_world_caf%C3%A9_final.pdf (Abruf am 28.09.2018). 

(6) In Bezug auf z.B. Planungszellen oder Bürgerhaushalte wird manchmal von kooperativer Demokratie ge-

sprochen (z.B. Vetter et al. 2013, S. 256---257), in anderen Fällen werden diese Verfahren unter dem Begriff einer 

deliberativen Demokratie gefasst (Kersting 2013, S. 1). Es liegt nahe, dass die Bezeichnung als deliberative Ver-

fahren eher auf den Modus der Diskussion im Verfahren abzielt und die Bezeichnung als kooperatives Verfah-

ren versucht deutlich zu machen, dass diese Verfahren Kooperationen zwischen Bürgerschaft, Verwaltung und 

Politik bedeuten.  

(7) Zudem beschäftigt sich ein Thementeam des Netzwerks Bürgerbeteiligung mit der Kopplung von partizipa-

tiver, direkter und parlamentarischer Demokratie. Vgl. https://www.netzwerk-

buergerbeteiligung.de/informieren-mitmachen/thementeams/einzelansicht-thementeams/article/kopplung-

von-partizipativer-direkter-und-parlamentarischer-demokratie (Abruf am 28.09.2018).   
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(8) Es wurde nur die Anzahl der Bürgerentscheide, nicht aber die Summe aus der Anzahl von Bürgerbegehren 

(ca. 5.800) und Ratsreferenden (ca. 1.200) herangezogen. Nicht jedes Begehren führt zu einem Entscheid und 

die Durchführung eines Entscheids sagt noch nichts darüber aus, ob sich die Bürgerschaft gegenüber dem Ge-

meinderat durchsetzen kann. Allerdings führen bereits einige Bürgerbegehren, also die Vorstufen zu Bürger-

entscheiden, zu einem Umdenken der Gemeinderäte (Rehmet und Mittendorf 2016, S. 27). 

(9) Bürgerhaushaltverfahren, die eingeführt oder fortgesetzt wurden.  

(10) Vgl. z.B. http://buergerhaushalt.org/de/best_practice (Abruf am 17.10.2018). Bei der Bürgerbeteiligung an 

den kommunalen Haushalten darf die z.T. prekäre Haushaltssituation in vielen Kommunen nicht vergessen 

werden (Bogumil und Holtkamp 2013, S. 60).   

(11) Online ist eine Abbildung des genannten Säulenmodells hier zu sehen: https://www.bipar.de/saeulen-der-

demokratie (Abruf am 07.10.2018). 

(12) Maihofers Organisationsprinzip darf nach den Ausführungen zur Komplementarität von Repräsentation 

und Partizipation allerdings nicht sogleich zu einem Rückfall in ein Entweder-Oder von Partizipation und Reprä-

sentation führen. Es bedarf Partizipation und Repräsentation parallel zueinander, was bedeuten kann, viel Par-

tizipation an repräsentativer Politik zu ermöglichen. 

(13) D.h. es liegen nur sehr geringe Barrieren für eine Teilnahme vor, so dass viele Menschen die gleichen Chan-

cen haben, sich über dieses Verfahren zu beteiligen. 

(14) Sommer und Paust (2018) stellen ein Weiterbildungskonzept von Praktiker/innen für Politiker/innen vor, 

das Informationsdefizite über Bürgerbeteiligung abzubauen sucht. 

(15) Siehe https://www.netzwerk-buergerbeteiligung.de/kommunale-beteiligungspolitik-

gestalten/qualitaetskriterien-buergerbeteiligung/ (Abruf am 11.10.2018) oder Dienel et al. 2014. 

(16) Interessant ist der Vortrag von Christian Ude auf der Allianztagung Vielfältige Demokratie, in dem er sehr 

prägnant seine Erfahrungen mit Bürgerbeteiligung schildert: 

https://www.youtube.com/watch?v=JyndHxkqI6Y (Abruf am 11.10.2018). 
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